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Rechtssatz 

Das PsychotherapieG enthält keine nähere Begriffsbestimmung der Vertrauenswürdigkeit. Im Zusammenhang 
mit der Aufnahme der selbständigen Tätigkeit der Psychotherapie und mit der Eintragung in die 
Psychotherapeutenliste sieht § 17 Abs. 3 PsychotherapieG zwar vor, dass der Nachweis der 
Vertrauenswürdigkeit durch eine Strafregisterbescheinigung zu erbringen ist, in der keine Verurteilung 
aufscheint, die eine verlässliche Berufsausübung nicht erwarten lässt. Daraus kann abgeleitet werden, dass 
bestimmte strafbare Handlungen die Vertrauenswürdigkeit im Sinne von § 11 Z 4 PsychotherapieG 
beeinträchtigen können, nicht aber der Gegenschluss gezogen werden, der Verlust der Vertrauenswürdigkeit 
könne nur durch die Begehung von Straftaten herbeigeführt werden, behandelt doch § 17 Abs. 3 legcit die 
(erstmalige) Aufnahme der Berufstätigkeit als selbständiger Psychotherapeut; sie kann daher Pflichtverletzungen 
im Rahmen einer solchen beruflichen Tätigkeit nicht vor Augen haben (Hinweis E 24. Februar 2005, 
2003/11/0252). 


